
230

In Lübeck zog sich die Streit-
sache Straßennamen über sechs 
Jahre hin, und erst 86 Jahre nach 
der Umbenennung durch die Na-
tionalsozialisten erhielt der Hin-
denburgplatz seinen ursprüng-
lichen Namen zurück.

Einen Tag nach den Reichs-
tagswahlen vom 5. März 1933 
wurden in Lübeck die Senatoren 
der SPD und der Deutschen De-
mokratischen Partei (DDP) zum 
Rücktritt gezwungen. Der neue 
nationalsozialistische Senat ver-
fügte bereits am 17. März die Um-
benennung von vier Straßen und 
Plätzen. An erster Stelle stand der 
Republikplatz, der jetzt den Na-
men Hindenburgplatz erhielt. Der 
Straßenname sollte künftig statt 
an die erste deutsche Demokratie 
in Deutschland an Hindenburg 
als den „ruhmgekrönten Gene-
ralfeldmarchall des Krieges“ erin-
nern, aber auch an sein Mitwirken 
an der „Befreiung des deutschen 
Volkes von marxistischer Herr-
schaft, von dem roten Terror“, wie 
es in der Begründung hieß. 

Umbenannt wurden zu diesem 
Zeitpunkt außerdem der heutige 
Mühlentorplatz in Adolf-Hitler-

Seit geraumer Zeit gibt es auch 
in Schleswig-Holstein vielerorts 
die Diskussionen um die fragwür-
digen Ehrungen von Personen, die 
mehr oder weniger antisemitische 
und nationalistische Positionen 
vertreten hatten. Zentrale Figur 
in dieser Diskussion war und ist 
die Person des letzten Reichsprä-
sidenten Paul von Hindenburg.1 

Nils Hinrichsen Aufsatz „Vom 
Mythos zur Markenzeichen“. Hit-
lers Steigbügelhalter Hindenburg 
als Namenspatron für Orte in 
Schleswig-Holstein2 hat diese Dis-
kussion bereits früher an dieser 
Stelle ausführlich erörtert. Einge-
hender thematisierte er dabei vor 
allem den Hindenburgdamm nach 
Sylt sowie das Hindenburgufer in 
Kiel, das nach langem Ringen in 
der Landeshauptstadt letztlich in 
Kiellinie umbenannt wurde. 

In einem speziellen Forum 
zum Phänomen von Straßenum-
benennungen in Heft 55 der 
Informationen zur Schleswig-
Holsteinischen Zeitgeschichte wur-
den diesbezügliche Aktivitäten 
in Brunsbüttel, Heide, Itzehoe, 
Marne, Meldorf, Quickborn und 
Schleswig thematisiert.3 

„... der letzte aufrechte Demokrat der Weimarer 
Republik!“ 
Straßenumbenennungen in der Hansestadt Lübeck

1. Matthias Frese (Hg.), Fragwürdige Ehrungen!? Straßennamen als Instrument von 
Geschichtspolitik und Erinnerungskultur. Münster 2012, hier besonders: Hans-Ulrich 
Thamer, Straßennamen in der öffentlichen Diskussion: Der Fall Hindenburg, S. 251-265.
2. ISHZ 30 (Kiel) Winter 2008. S. 320-338.
3. ISHZ 55 (Kiel) Winter 2014. S. 135-183.
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in Schlutup eine heftige Debatte 
gegeben.5 

Es gründete sich ein überpar-
teilicher Arbeitskreis mit Vertre-
tern der in der Lübecker Bürger-
schaft vertretenen Parteien, dem 
Leiter des Archivs, Dr. Jan Lo-
kers, sowie einem unabhängigen 
Historiker, Dr. Jan Zimmermann. 
Letztere legen dem Gremium 
nach einem halben Jahr eine Ex-
pertise vor, die eine eindringliche 
Empfehlung aussprach, zahl-
reiche Straßen umzubenennen.6 

Platz, der Friedrich-Ebert-Platz 
(Lindenplatz) in Danziger Frei-
heit und die Rathenaustraße in 
Bürgermeister-Neumann-Straße, 
benannt nach dem am Kapp-
Putsch beteiligten Lübecker An-
dreas Neumann. Die Erinnerung 
an die herausragenden Politiker 
der Weimarer Republik sollte aus-
gelöscht werden.

Am 19. März 1933 begann bei 
der alten Kaserne in der Facken-
burger Allee ein Umzug zu allen 
Straßen und Plätzen, die von den 
Nazis umbenannt werden sollten. 
„Angeführt wurde der Umzug 
von Lübecker NSDAP-Größen“, 
heißt es in einem Bericht der 
Stadtverwaltung, „hinter ihnen 
folgten die Polizei, die SS, die SA, 
die Zollbeamten, die Kriegerver-
eine und andere vaterländischen 
Verbände und der Stahlhelm.“

Nach dem Krieg wurde, trotz 
dringlicher Empfehlung durch die 
Britische Besatzungsmacht, von 
einer Rückbenennung des Hin-
denburgplatzes abgesehen. Über 
Jahrzehnte hatte sich niemand da-
ran gestoßen. 

In Lübeck brachte 2012 der 
ehemalige Grünen-Abgeordnete 
in der Lübecker Bürgerschaft, 
Karl-Heinz Haase, die Diskussion 
ins Rollen.4 Kurz zuvor hatte es im 
Rahmen einer Umbenennung des 
Qandtplatzes in Wilhelm Krohn 
Platz, einem Opfer der NS Zeit 

4. Lübecker Nachrichten 15.12.2012. S. 9.
5. Wilhelm-Krohn-Platz: Schlutuper fordern einen anderen Namen. In: Lübecker Nachrichten 
20.1.2012; auch in: ISHZ 54 (Kiel) Winter 2013. S. 160-161.

Hindenburg – vom Straßenschuld getilg
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als den „letzten aufrechten Demo-
kraten“ bezeichnete!8 

Noch 2017 begründete Marcel 
Niewöhner für die Fraktionsge-
meinschaft der Bürger für Lü-
beck: „Es gab zu den jeweiligen 
Zeitpunkten eine demokratisch 
gewählte Bürgerschaft, die ihre 
Entscheidung getroffen hat. Dies 
sollte man respektieren.“9 

Immer wieder war die Fra-
ge nach den Straßenumbenen-
nungen auch Thema in der Pres-
se, unzählige Leserbriefe wurden 
abgedruckt, vornehmlich mit ab-

Der endgültige Abschlussbericht 
dieser Kommission ließ keine Fra-
gen offen: 13 Straßennamen wa-
ren als belastet anzusehen.7 

Es folgte jedoch eine schier 
unendliche Zahl von Arbeits-
treffen und Beratungsrunden, 
die allesamt zu keinem Ergebnis 
führten. Es fand sich in der Lü-
becker Bürgerschaft einfach keine 
Mehrheit für eine Umbenennung. 
Vielmehr gab es erbitterte und hit-
zig geführte Debatten, die darin 
gipfelten, das der stellvertretende 
Stadtpräsident Hindenburg gar 

6. Lübecker Nachichten 8.11.2013.
7. Bericht „Ehrenbürgerschaften und Straßennamen in der Hansestadt Lübeck“ vom 9.3.2015, 
Bürgerschaftsauftrag 1.415/5.660
8. „Hitzige Debatten in der Bürgerschaftssitzung“. In: Wochenspiegel 4.2. 2013.
9. Lübecker Stadtzeitung 10.1.2017. S. 4: Aus dem Rathaus.

Infotafel am Republikplatz zur langwierigen Auseinandersetzung um die Rückbenennung
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Im Bauausschuss gab es dann 
eine überraschende Wende; zum 
100 Jahrestag der Ausrufung der 
Weimarer Republik entschied 
man, den Hindenburgplatz doch 
wieder in Republikplatz umzu-
benennen. Dies wurde dann ohne 
Diskussion einstimmig beschlos-
sen. Und es folgten auch keine 
kritischen Leserbriefe mehr in der 
örtlichen Presse. Das Kapitel war 
für die Lübecker Politik und Öf-
fentlichkeit abgeschlossen.12 

Heute dokumentiert ein Hin-
weisschild in den Grünanlagen am 
Republikplatz den langwierigen 
Prozess.13         Christian Rathmer

lehnender Haltung. Eine selten 
sachliche Stimme in der Debatte 
war der Beitrag von Kay Dohnke 
zum 27. Januar 2013.10 

Nach einer quälend langen, 
mehrfach unterbrochenen jah-
relangen Debatte hat sich die 
Bürgerschaft der Hansestadt 
nach über sechs Jahren am Ende 
schließlich doch noch für die Um-
benennung von zumindest drei 
Straßen und Plätzen entschieden. 
Die Pfitznerstraße und der Len-
ardweg sollten neue Namen er-
halten. Der Vorschlag Republik-
platz für den Hindenburgplatz 
fiel dabei durch.11 

10. „Wer wird da eigentlich geehrt?“ Interview mit Kay Dohnke. In: Lübecker Nachrichten  
27.1.2013.
11. Lübecker Nachrichten 1.2.2019.
12. Lübecker Nachrichten 14.8.2019.
13. www.luebeck.de/de/stadtleben/kultur/stadtarchiv/streitsache-strassennamen/hindenburgplatz.
html

Vandalismus an einer Gedenktafel  
Pressemitteilung des Schleswig-Holsteinischen Heimat- 
bundes vom 15. Juli 2019

Die Chaussee Altona-Kiel wurde 
als erste Kunststraße in Schleswig-
Holstein in den Jahren 1830/32 
erbaut und ist ein geschichtlich 
bedeutendes Zeugnis des Stra-
ßenbaus. Die Chaussee birgt je-
doch ebenfalls ein dunkles Kapitel 
der deutschen Geschichte. Sie ist 
Schauplatz des sogenannten „To-
desmarsches“.

Wenige Tage vor Ende des 2. 
Weltkrieges wurden ca. 800 Ge-
fangene von der SS mit vorgehal-

tener Maschinenpistole auf Befehl 
der Hamburger Polizei aus dem 
Gefängniskomplex Fuhlsbüttel 
ins „Arbeitserziehungslager Nord-
mark“ nach Kiel getrieben.

Der Schleswig-Holsteinische 
Heimatbund hat sich vorgenom-
men, gemeinsam mit Kommunen, 
Archiven und Schulen, Gedenkta-
feln an den Orten aufzustellen, an 
denen Marschteilnehmer ermor-
det wurden. Nach der Aufstel-
lung von Tafeln in Bad Bramstedt, 
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Durch aufgesprühte Farbe entstellt: Gedenktafel für den ermordeten Josef Tichy
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der Polizei gestellt. Der Schleswig-
Holsteinische Heimatbund, die 
Biografien-Arbeitsgruppe Todes-
marsch Hamburg–Kiel 1945 und 
die Gemeinde Kisdorf bedauern 
diesen Vandalismus sehr und sind 
entsetzt über diese Taten.

Schleswig-Holsteinischer Heimat-
bund
Biographien-Arbeitsgruppe To-
desmarsch Hamburg–Kiel 1945, 
Arbeitsgruppe „Josef Tichy“: 
Thomas Käpernick, Frauke 
Greuel, Fred Zimmak, Hans Ell-
ger, Klaus Huber, Hans-Jürgen 
u. Marlene Hroch (Archiv des 
Amtes Kisdorf), Schule Kisdorf, 
Kirchengemeinde Kisdorf

Neumünster-Einfeld, Neumün-
ster-Wittorferfeld und Kaltenkir-
chen wurde am 13 Juni 2019 in 
Kisdorf-Feld eine Gedenktafel 
für den Ermordeten Josef Tichy 
errichtet.

Bereits in der vergangenen 
Woche wurde diese Gedenktafel 
von Unbekannten mit Farbe be-
schmiert. Die Tafel konnte jedoch 
ohne Rückstände wieder gereinigt 
werden. Leider kam es am ver-
gangenen Wochenende erneut zu 
Vandalismus an dieser Stelle. Das 
Portrait von Tichy wurde gestoh-
len, zudem wurden die Metallträ-
ger unter Gewalt verbogen, so dass 
das Schild nicht mehr gerade steht.

Eine Anzeige wurde bereits bei 

Erinnern an Herbert Klein  
Erster Stolperstein für einen Deserteur am Höltigbaum 
in Hamburg-Rahlstedt verlegt

Auf den Schießständen des frühe-
ren Übungsplatzes der Deutschen 
Wehrmacht am Höltigbaum wur-
den, beginnend mit dem Jahr 1940,  
mindestens 330 Wehrmachtsange-
hörige, aber auch Kriegsgefangene 
hingerichtet. Einer von ihnen war 
der Soldat Herbert Klein, der dort 
am 10. März 1945 – wenige Wo-
chen vor Kriegsende – erschos-
sen wurde. An ihn wird jetzt mit 
einem Stolperstein erinnert. 

Der Stolperstein soll einen An-
stoß geben, um den Gedenkort 
am ehemaligen Schießplatz der 

Deustchen Wehrmacht am Höltig-
baum aus seinem gegenwärtigen 
Schattendasein am Rande Ham-
burgs nahe der Landesgrenze zu 
Schleswig-Holstein stärker in das 
öffentliche Blickfeld zu rücken. Er 
soll dazu anregen, weitere Stolper-
steine zu setzen. Stolpersteine, mit 
denen die Opfer aus ihrer Anony-
mität heraustreten und die Erinne-
rung an sie wachhalten. 

Zur Enthüllung des ersten 
Stolpersteines und zur Erinnerung 
an den dort ermordeten Soldaten 
Herbert Klein hatte der Kultur-
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Der Initiator des ersten Stol-
persteines am Ort der damaligen 
Verbrechen, Hans-Joachim Klier, 
ehemaliger Vorsitzender der Be-
zirksversammlung Wandsbek, 
dankte zu Beginn seiner Anspra-
che der 1. Vorsitzenden des Kul-
turvereins Rahlstedt, Frau Car-
men Hansch, für das vorbildliche 
Engagement des Kulturvereins 
gegen das Vergessen der Gescheh-
nisse am Höltigbaum und die 
Unterstützung, dem Gedenkort 
wieder mehr Aufmerksamkeit zu 
verschaffen.

Stolpersteine – so Klier – zei-
gen den Menschen. Ein Name ist 
mehr als eine Zahl. Die mensch-
liche Seite im Leben von Herbert 
Klein, der sich nicht in die von 

verein Rahlstedt e.V. für den 26. 
September 2019 zum Gedenkort 
eingeladen. 

26 Personen waren zu der 
kleinen Gedenkfeier gekommen. 
Unter ihnen Prof. Detlef Garbe, 
KZ-Gedenkstätte Neuengamme, 
die Historikerin Claudia Bade, 
Gerhard Fuchs, ehemalige Lei-
ter des Bezirksamtes Hamburg-
Wandsbek, und der Vorsitzende 
der Bezirksversammlung Wands-
bek Peter Pape sowie Aktive der 
im „Bündnis für ein Hamburger 
Deserteursdenkmal“ zusammen-
geschlossenen Initiativen. 

Helmut Stuarnig aus Rahlstedt 
umrahmte die kleine Gedenkfeier 
mit seinem meditativen Violin-
spiel. 

Stolpersteinverlegung für Herbert Klein am Höltigbaum, 26. September 2019

Fo
to

: R
ed

ak
tio

n 
IS

H
Z



237

Eine Begnadigung lehnt der 
Kommandeur und zugleich Ge-
richtsherr der Division in Neu-
münster, Generalmajor Ernst 
Wisselink, ab. Für ihn und zuvor 
unisono für alle anderen Verfah-
rensbeteiligten war Herbert Klein 
„eine asozial eingestellte Persön-
lichkeit, deren Erziehbarkeit zu 
einem ordentlichen Menschen 
und Soldaten nach seinem Vorle-
ben aussichtslos erscheint.“

Nachdem ein Gnadengesuch 
abgelehnt worden war, konnte 
die Mutter ihren Sohn im Alto-
naer Wehrmachtsuntersuchungs-
gefängnis besuchen und von ihm 
Abschied nehmen.

Am Vormittag des 10. März 
1945 stand Herbert Klein zusam-
men mit drei weiteren Soldaten 
und Leidensgenossen vor dem Er-
schießungskommando unter Lei-
tung des Korvettenkapitäns Mau-
er. Das ausgefertigte Protokoll 
dokumentiert den Befehl „Feuer“ 
für 10 Uhr 15. Die Särge für die 
Ermordeten standen bereit. 

Agnes Klein, die Mutter von 
Herbert, wurde am 21. März 1945 
über die Vollstreckung der Todes-
strafe an ihrem Sohn informiert. 
Todesanzeigen oder Nachrufe in 
Zeitungen wurden ihr ausdrück-
lich verboten.

Herbert Klein, so führte Klier 
zum Abschluss seiner Worte mit 
Hinweis auf die überlieferte Pro-
zessakte aus, war zweifelsohne 
kein Held und auch kein Wider-
standskämpfer mit politischen 

den Nationalsozialisten und ih-
ren Kriegstreibern eingeforderte 
„Manneszucht“ einfinden konnte 
und wollte, stand auch im Mittel-
punkt seiner Worte über dessen 
Schicksal.

Herbert Klein wurde am 8. Fe-
bruar 1922 in Hamburg geboren. 
Er wuchs ohne Vater auf. Er hatte 
kein einfaches Leben. Er war 17 
Jahre alt, als der Zweite Weltkrieg 
begann. Zwei Jahre später, am 3. 
Dezember 1941, wurde Klein Sol-
dat. Das Ende des Kriegs erlebte 
er nicht. Der gerade 23-jährige 
Füsilier, der nach zweimaliger 
Verwundung an der Ostfront zu 
einer Genesungskompanie nach 
Neumünster versetzt worden 
war, kehrte im letzten Kriegswin-
ter nach Ablauf eines Urlaubs in 
Hamburg nicht mehr zu seiner 
Einheit zurück. 

Im Dezember 1944 geriet er 
in die Fänge einer Feldstreife. Er 
wurde in das Wehrmachtsuntersu-
chungsgefängnis in Altona einge-
liefert, und nur kurze Zeit später 
stand er vor seinem gnadenlosen 
Richter. Für das Gericht war er 
ein unverbesserlicher Wiederho-
lungstäter, der in den Monaten 
zuvor bereits zweimal unerlaubt 
für wenige Tage lieber bei seiner 
Freundin in Hamburg war als bei 
seiner Einheit in der Kaserne von 
Neumünster. Das Gericht der Di-
vision Nr. 490 in Neumünster ver-
urteilte Herbert Klein am 30. Ja-
nuar 1945 „wegen Fahnenflucht“ 
zum Tode. 



<#>

Anordnung des Vollzugs der Hinrichtung von Herbert Klein, 10. März 1945
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Niederschrift über den Vollzug der Todesstrafe an Herbert Klein, 10 März 1945
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Das zweite Vollstreckungskom-
mando war um 11.00 Uhr befoh-
len und unter dem Kommando 
von Major Seifert angetreten. Er 
befehligte die anschließende Er-
schießung von drei weiteren Sol-
daten:

Fritz Freitag
1919 in Stettin geboren
Seemann
Grenadier
Fahnenflucht
Gerichtsurteil dito Nr. 490, Ham-
burg am 20.1.1945
Otto Grüning
1920 in Lodz in Polen geboren
Schlosser
Grenadier
Willi Krüger
geb. 1925
Beifahrer
Schütze
Fahnenflucht
Gericht der Division Nr. 190

Die Namen der Erschossenen der 
beiden Vollstreckungskomman-
dos sind aus den Dokumenten 
der überlieferten Prozessakte 
von Herbert Klein belegt. Die zu 
ihnen bekannten persönlichen 
Daten sind dem Verzeichnis der 
namentlich bekannten kriegsge-
richtlich zwischen 1940 und 1945 
in Hamburg Hingerichteten ent-
nommen.1 

Redaktion ISHZ

oder moralischen Motiven für sein 
Handeln. 

Sein Handeln war dennoch mu-
tig, auch wenn die Annahme zuläs-
sig ist, dass er die Tragweite seines 
Handelns und die schrecklichen 
Folgen nicht übersah. Ihm sei durch 
die Wehrmachtsjustiz schwerstes 
Unrecht angetan worden. 

Am Vormittag des 10. März 
1945, ein Sonnabend, sind Todes-
urteile gegen insgesamt 7 Solda-
ten vollstreckt worden. Das erste 
Vollstreckungskommando unter 
Korvettenkapitän Mauer war um 
10.00 Uhr befohlen. Er befehligte 
die Erschießung von

Herbert Klein
Wilhelm Weissenborn
Jahrgang 1915
Kaiarbeiter
Kanonier 
Fahnenflucht – Urteile des Ge-
richts der Division Nr. 190, Zweig-
stelle Hamburg vom 19.12.1944
Walter Benecke
1901 in Hamburg geboren
Fruchtpacker
Kraftfahrer 
Fahnenflucht
Urteile dito Gericht Nr. 190 vom 
14.12.1944
Jakob Molodid
1908 in Kiew geboren
Landwirt
Hilfswilliger der Wehrmacht (aus 
der Ukraine)
1. Claudia Bade / Detlef Garbe / Magnus Koch (Hg.), „Rücksichten auf den Einzelnen haben 
zurückzutreten“. Hamburg und die Wehrmachtsjustiz im Zweiten Weltkrieg. Hamburg: Lan-
deszentrale für politische Bildung Hamburg und KZ-Gedenkstätte Neuengamme 2019.



241

147 Toten, bei denen Jaskiewicz 
nach Möglichkeit auch Nationali-
tät und Todesursache verzeichnet 
hat. Diese Namen trug er in ein 
unscheinbares Schreibheft ein. 

Wie entstand dieses Doku-
ment? Der polnische Häftling 
Jaskiewicz hatte bereits mehr als 
vier Jahre im KZ überlebt und 

Die Überraschung kam ganz 
unspektakulär mit der Post: Im 
September 2019 traf in der KZ-
Gedenkstätte Neuengamme ein 
unscheinbares Päckchen ein, ab-
geschickt vom „Muzeum Tradycji 
Niepodległościowych“ in Lodz. 
Bei dem Inhalt handelte es sich 
um einen „besonders kostbaren 
Schatz“1 – so jedenfalls charakteri-
sierte Gerhard Hoch bereits 1979 
das im der Sendung enthaltene Do-
kument, nämlich das Lagerschrei-
berbuch des KZ-Außenlagers 
Springhirsch bei Kaltenkirchen, 
das bislang nur in einer Kopie von 
dürftiger Qualität überliefert war.

Und nun lag es – zusammen 
mit Fotos vom Stammlager Neu-
engamme – plötzlich als Original 
auf dem Tisch. Das Lagerschrei-
berbuch enthält 663 Namen von 
Häftlingen des Außenlagers. 
Heimlich geführt hatte es der KZ-
Häftling und Lagerschreiber, Ser-
giusz Jaskiewicz, 

Leider hat Jaskiewicz nur 
Nachname und Häftlingsnum-
mer notiert. Dies ist bedauerlich, 
denn viele Häftlingsnamen sind 
nur in dieser Liste überliefert. In 
einer zusätzlichen Liste hat er be-
sonders wichtige Angaben extra 
notiert. Es sind die Namen von 

Rückkehr eines bedeutenden Dokumentes  
Das originale Lagerschreiberbuch des KZ-Außenlagers  
Kaltenkirchen-Springhirsch ist wieder aufgetaucht

Äußerlich unscheinbar: Das originale Lagerschreiber-
buch des KZ-Außenlagers Springhirsch
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1. Gerhard Hoch, Hauptort der Verbannung. Das KZ-Außenkommando Kaltenkirchen. Bad 
Segeberg 1979, S. 35.
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2. Ebenda. 
3. Einblick in diese Begegnung gibt der Aufsatz von Thomas Käpernick, Gerhard Hoch 
und sein Zeuge. Die Pionierstudie „Hauptort der Verbannung“ und Sergiusz Jaskiewicz' 
Erinnerungen an das KZ Kaltenkirchen. In: Trägerverein KZ-Gedenkstätte Kaltenkirchen 
in Springhirsch (Hg.), Vom HJ-Führer zum NS-Forscher. Gerhard Hoch: Leben und Werk, 
Rezeption und Wirkung. Das Kaltenkirchener Symposium. Kaltenkirchen und Kiel 2018,  
S. 84-101 (= ISHZ-Beiheft 9)

KZ Neuengamme überlebens-
wichtige Verbindungen zu knüp-
fen. Ab 1962 engagierte er sich 
beim Aufbau der Amicale Inter-
nationale de Neuengamme (AIN), 
wurde deren Vizepräsident, bis er 
Ende der 1960er durch staatliche 
Stellen, die die Kontrolle über 
derartige Verbände übernahmen, 
ersetzt wurde. Nachdem er zuerst 
im November 1965 nach den Spu-
ren des Außenlagers Kaltenkir-
chen gesucht hatte, gelang es ihm 
nochmals 1977, Kaltenkirchen zu 
besuchen. Hier traf er mit Ger-
hard Hoch zusammen.3

Schon in den 1960er-Jahren 
hatte Jaskiewicz vom Lagerschrei-
berbuch Kopien von beschei-
dener Qualität angefertigt und an 
den Generalsekretär der Amicale 
Internationale, Hans Schwarz, 
übergeben. Das Original aber 
blieb verschollen. Nachforschun-
gen des Autors im IPN in War-
schau waren ebenso vergeblich 
wie Nachfragen beim Verband 
der polnischen Häftlinge des KZ 
Neuengamme oder bei der Fami-
lie Jaskiewicz. 

Seit kurzem wissen wir, warum 
diese Bemühungen ohne Ergebnis 
blieben: Seit den 1980er-Jahren lag 
das Lagerschreiberbuch in einem 

war durch seine Kontakte zu deut-
schen Häftlingen des Lagerwider-
standes des KZ Neuengamme gut 
vernetzt. Er hatte die lebensbe-
drohliche Zeit in der Strafkom-
panie des KZ Neuengamme über-
standen und war Mitte 1944 im 
Außenlager Kaltenkirchen zum 
Lagerschreiber ernannt worden. 
Gerhard Hoch hat die Entstehung 
des Lagerschreiberbuches, wie sie 
ihm Sergiusz Jaskiewicz berichte-
te, so zusammengefasst: 

„Um Weihnachten und Neu-
jahr 1945 beauftragte der Kom-
mandant (Otto Freyer) den Lage-
rältesten (Johannes Wehres), die 
in der Kommandantur recht nach-
lässig geführte Lagerkartei ins Rei-
ne zu schreiben. (…) Jaskiewicz 
ließ es sich nicht nehmen, in aller 
Stille eine zweite Kopie von der 
Kartei anzufertigen auf Zetteln 
eines kleinen Notizbuches. Diesen 
Grundstock versuchte er bis zur 
Evakuierung des Lagers auf dem 
laufenden zu halten.“2 

Sergiusz Jaskiewicz nahm 
schon kurz nach seiner Rückkehr 
in seine Heimatstadt Lodz den 
Kontakt zu deutschen Mithäftlin-
gen wieder auf. Seine hervorra-
genden Kenntnisse der deutschen 
Sprache hatten ihm geholfen, im 
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Lagerschreiberbuches wird im 
Sammlungsarchiv der KZ-Ge-
denkstätte Neuengamme verblei-
ben. Im Zuge der geplanten Neu-
gestaltung der Dauerausstellung 
der KZ-Gedenkstätte Kaltenkir-
chen soll ein Faksimile hergestellt 
und dort dann gezeigt werden. 

Wer in der Zukunft dieses 
Faksimile in die Hand nimmt, ge-
winnt hoffentlich einen Einblick 
in die Möglichkeiten des Wider-
standes, den einzelne KZ-Häft-
linge gegen die SS setzten. Für das 
KZ Kaltenkirchen sind folgende 
Taten bekannt: Sergiusz Jaskie-
wicz führte nicht nur unter stän-
diger Lebensgefahr das Buch mit 
den Namenslisten, er installierte 
auch einen Lautsprecher am Ra-

Archivschrank des „Muzeum 
Tradycji Niepodległościowych“ 
in Lodz. Sergiusz Jaskiewicz hat-
te es mit einem kleinen Konvolut 
anderer Dokumente, vor allem 
Fotos des KZ Neuengamme, die-
sem Stadtmuseum übergeben. 
Jahrzehnte später räumte ein Mit-
arbeiter des Museums auf und 
schickte das Konvolut kurzerhand 
an die KZ-Gedenkstätte Neuen-
gamme.

Am 27. September 2019 stell-
ten der Archivar der KZ-Gedenk-
stätte Neuengamme, Dr. Reimer 
Möller, und der wissenschaftliche 
Mitarbeiter der KZ-Gedenkstätte 
Kaltenkirchen, Thomas Käper-
nick, das Dokument der Öffent-
lichkeit vor. Das Original des 

Beklemmendes Dokument: Jaskiewicz hat auch Sterbedaten der Häftlinge eingetragen
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Dieser Widerstand von Häft-
lingen muss im Zusammenhang 
gesehen werden. Angesichts des 
Terrors der SS war seine Wirkung 
eng begrenzt. „In der Unterschicht 
vieler Außenlager zersprengten 
Hunger und Gewalt die Vorausset-
zungen des Sozialen.“4 Diese Am-
bivalenz in der Pädagogik und in 
der Ausstellung zu vermitteln, ist 
bleibende Aufgabe der Erinnerung 
an den Nationalsozialismus.

Thomas Käpernick

dioapparat der SS und konnte die 
dadurch abgehörten Nachrichten 
an andere Häftlinge weiter geben. 

Richard Tackx floh mit drei 
weiteren Häftlingen und konnte 
sich wochenlang bis zur Befreiung 
der Verhaftung entziehen. Er war 
es auch, der Gräber kennzeich-
nete und die Identifizierung von 
Toten möglich machte. Mehrere 
Funktionshäftlinge traten durch 
Gesten und Worte der Ermuti-
gung hervor. 

Vernetzung oder Instrumentalisierung?
Erster Austausch zu einem zentralen Web-Portal zum 
Nationalsozialismus in Schleswig-Holstein

Im Oktober 2019 luden der Lan-
desbeauftragte für politische 
Bildung, der Verein „Gegen Ver-
gessen – für Demokratie“ sowie 
die Landesarbeitsgemeinschaft 
der schleswig-holsteinischen Ge-
denkstätten nach Kiel ins Landes-
haus zu einem Vernetzungstreffen 
„Spuren des Nationalsozialismus 
in Schleswig-Holstein“ ein. Über 
20 Aktive aus Initiativen, Ge-
denkstätten und verschiedenen 
Geschichtsvereinen (vom Akens 
bis zum SHHB) folgten der Ein-
ladung, darunter auch die neuen 
Mitarbeiter/innen der Gedenk-
stätten in Ahrensbök und Kalten-
kirchen-Springhirsch. Angestoßen 
durch eine Initiative des Vereins 

„Gegen Vergessen – für Demokra-
tie“ war es das Ziel, alle diejenigen 
an einen Tisch zu bringen, die sich 
– auf welcher Ebene auch immer 
– mit der NS-Zeit befassen. Inte-
ressant waren die Lücken auf dem 
Treffen, denn es fehlte praktisch 
der nördliche und nordwestliche 
Teil unseres Landes (Gedenkstätte 
Husum-Schwesing, Gedenkstätte 
Ladelund, andere Aktive aus die-
sen Regionen) sowie der (süd-)
östliche, insbesondere die Region 
Ostholstein oder auch Stormarn 
und Lauenburg. 

Zu Beginn erläuterte der Lan-
desbeauftragte für politische Bil-
dung, Dr. Christian Meyer-Hei-
demann, die Ziele des Treffens: 

4. Marc Buggeln, Arbeit und Gewalt. Das Außenlagersystem des KZ Neuengamme. Göttingen 
2009, S. 505.
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sollten. 
1) Entscheidung: Statisches oder 
dynamische Website
Soll die Website statisch oder dy-
namisch sein, sprich: Sollen Aktu-
alisierungen möglich sein? Wenn 
ja, wer leistet die Arbeit und wer 
übernimmt diese laufenden Ko-
sten? (Das Virtuelle Museum ist 
das beste Beispiel für die Nach-
teile einer Website, für deren 
Pflege keine Mittel zur Verfügung 
stehen).
2) Entscheidung: Themenfokus-
sierung
Wie weit reicht das Themenspek-
trum Vermittlung der NS-Zeit? 
Sollen Vorgeschichte bis heute 
aktuelle Ereignisse einbezogen 
werden? Unstrittig dürfte sein, 
dass die Erinnerungskultur und 
möglichst viele konkrete Bezüge 
im Heute einbezogen werden.
3) Darstellung von historisch-to-
pografischen Bezügen
Was soll mithilfe einer interak-
tiven Kartografie dargestellt wer-
den? Ereignisse, Orte, Personen, 
Erinnerungsorte, Denkmäler, die 
Initiativen selbst? (vgl. dazu den 
Ansatz von Spurensuche Kreis 
Pinneberg). Ergänzend berich-
tete später die Geschäftsführerin 
der Bürgerstiftung, dass auf der 
Website der Bürgerstiftung eine 
interaktive Karte von Schleswig-
Holstein mit Orten zur NS-Zeit 
bereitgestellt wird, also die Ge-
denkstätten und -orte sich dort 
mit Fotos (und Texten) darstellen 
können.

ein Forum für den Austausch der 
kleineren Initiativen zu bilden; die 
Sichtbarkeit der Spuren des Nati-
onalsozialismus in Schleswig-Hol-
stein zu verbessern; ein Konzept 
für ein digitales Portal zu erstel-
len, den Bedarf und die Wünsche 
der Initiativen vor Ort und deren 
Realisierbarkeit zu ermitteln und 
das in 2020 auf politischer Ebene 
durchzusetzen. 

Im Anschluss berichteten Uwe 
Jäckel und Günter Neugebauer 
vom Verein „Gegen Vergessen“ 
über ihre Intention für das Tref-
fen. Ziel ist es, gegenüber der 
Landespolitik wirkmächtiger zu 
werden und durch die Beteiligung 
möglichst vieler Geschichtsinitia-
tiven, -vereine und Gedenkstätten 
einen Konsens über bestimmte 
Forderungen zu erlangen, um 
diese dann gegenüber den Land-
tagsfraktionen durchzusetzen. 
Wünschenswert wäre eine Art 
gemeinsames Internet-Portal, 
ähnlich dem, dass mit www.spu-
rensuche-kreis-pinneberg.de schon 
dort vor Ort besteht. 

Harald Schmid von der Bür-
gerstiftung stellte danach ver-
schiedene Websites vor, in denen 
Tools, Features und Angebote zu 
finden sind, die exemplarisch ei-
nen Eindruck davon vermitteln 
können, was alles möglich ist und 
was unbedingt vermieden werden 
sollte. Danach erläuterte er mit 
einem 13-Punkte-Papier, was aus 
seiner Sicht die Fragen zu den 
Funktionen des Web-Portals sein 
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dung der aktuellen Social Media?
12) Vernetzung
Das Portal soll die regionale Ver-
netzung voranbringen und auch 
in die Nachbarregionen ausstrah-
len (Hamburg, Niedersachsen 
und Mecklenburg). Vernetzung 
auch mit Schulen und das Liefern 
von Content auf den Social Media 
Kanälen.
13) Qualitätssicherung – Nachhal-
tigkeit – Professionalisierung
Das Portal benötigt mindestens 
eine Vollzeitstelle, die hauptamt-
lich ist und dauerhaft finanziert 
wird. Sobald es sich nur um Pro-
jektmittel handelt, wird das Portal 
nach Ende der Projektzeit (siehe 
VIMU) nicht mehr die Qualität 
halten können, die es ursprüng-
lich hatte.

Im Anschluss folgte eine kurze 
Rückmeldungsrunde mit State-
ments zu diesem Positionspapier 
von Harald Schmid. Dabei stan-
den Fragen der Kostenübernahme 
(Idee: zuerst Konzept, dann Ein-
werben der Geldmittel), der In-
tegration bestehender Angebote 
und dem Erhalt der Individua-
lität der bestehenden Initiativen 
im Vordergrund. Schmid machte 
deutlich, dass es aus seiner Sicht 
ein Angebot für die Initiativen 
sein sollte, kein Angebot der In-
itiativen, was die Befürchtungen, 
weitere ehrenamtliche Arbeit lei-
sten zu müssen, zerstreuen sollte. 

Schmid formulierte auch das 
Ziel, die Gleichgewichtigkeit 

4) Gruppenbezug
Welche Zielgruppe adressiert das 
Portal? Welche schließen wir aus? 
Welche Schwerpunkte in den Ziel-
gruppen sollen gesetzt werden? 
5) Informationsangebote
Welche Bandbreite an Informa-
tionen soll zur Verfügung stehen? 
Texte, Quellen, O-Töne, Litera-
turübersichten, Kartografien, Fo-
tos?
6) Such- und Recherchefunkti-
onen
Was soll möglich sein?
7) Sprachnavigation
Sollten mindestens Englisch und 
Dänisch als Fremdsprache ange-
boten werden?
(In der Diskussion wurden „leich-
te Sprache“ und „einfache Spra-
che“ sowie die Barrierefreiheit 
angesprochen).
8) Open Access
Alle wissenschaftliche Texte sollen 
den Nutzern zur freien Verfügung 
stehen, was mit den jeweiligen 
Verfasser/innen entsprechend 
kommuniziert werden muss.
9) Dokumentation und Forschung
Was kann das Projekt leisten? Di-
daktische Hilfen? Forschungspro-
jekte?
10) Partizipationsangebote
Nutzerinnen sollen selbst aktiv 
werden können, was wiederum 
die Frage nach einer Redaktion 
aufwirft.
11) Diskussionsangebote, Mei-
nungsaustausch
Soll es einen Blog geben, einen 
moderierten Chat, die Einbin-
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die Internetpräsenz; Kartografie 
der Orte und Ereignisse; Vermitt-
lung an die jüngere Generation, 
Skepsis von Mitmach-Angeboten 
vor dem Hintergrund der Erfah-
rungen zum Pinneberger Portal; 
Forderung nach Einbeziehung 
von Schulen. 

Die Frage nach der möglichen 
Mehrbelastung der Ehrenamt-
lichen durch Zulieferung von 
Content für ein überregionales 
Portal wollte ein Teil der Veran-
stalter unbedingt relativieren. So 
meinte der für die Landesregie-
rung arbeitende IT-Dienstleister 
Dataport, dass es dazu nicht kom-
men würde, weil man technische 
Lösungen dafür finden könnte. 
Wer also die eigene Website 
mit Texten aktualisieren würde, 
könnte dies auch gleichzeitig für 
das neue Portal tun. 

Abgesehen davon, dass der 
Berichterstatter dies doch eher 
bezweifelt, überwog in den Rück-
meldungen die Befürwortung der 
Idee eines gemeinsamen Web-
Portals die Diskussionsbeiträge. 
Das Portal könnte sich gerade für 
kleinere Initiativen als attraktiv 
erweisen, wenn diese selbst kei-
ne eigene Internetpräsenz haben, 
und darüber Informationen und 
Forschungsergebnisse veröffentli-
chen könnten.

Bezüglich des Geldes wurde 
aber deutlich: Das Bildungsmi-
nisterium lehnte sich hier nicht 
aus dem Fenster, verwies sehr ab-
wehrend auf die Bürgerstiftung 

der Informationen herstellen zu 
können, also weiße Flecken von 
Regionen zu vermeiden, wenn 
von dort noch keine Texte oder 
Ähnliches zur Verfügung stehen. 
Offen blieb auch die Frage, ob 
es ein Veranstaltungs- bzw. Ter-
minmodul geben sollte oder im 
Vorwege ein Stimmungsbild bzw. 
die Bedarfe seitens der Initiativen 
mittels eines Fragebogens erho-
ben werden sollten. 

Im Anschluss an diese kurze 
Runde ergab sich das klassische 
Dilemma: Die einen wollten erst 
einmal wissen, wer überhaupt al-
les anwesend war, die anderen in 
kleinerer Runde intensiver dis-
kutieren. Da praktisch ein Teil 
der Anwesenden sich noch nicht 
persönlich kannte und nicht im-
mer die regionalen Aktivitäten 
kannten, begann ein kurzer Er-
fahrungsaustausch. Schwerpunkt 
war dabei der Bezug zur NS-
Geschichtsvermittlung und die 
Bedarfe bzw. Fragen an das ange-
kündigte Projekt.

Das Meinungsspektrum 
reichte von Anregungen und 
Wünschen bis hin zu kritischen 
Statements: u.a. die Befürchtung 
der ehrenamtlichen Zusatzarbeit; 
Befürwortung eines Web-Portals 
mit Datenbank-ähnlichen Ange-
boten; Forderung nach englischen 
Übersetzungen, um internatio-
nalen Zugang zu ermöglichen; 
Bereitstellung von Quellen; Wis-
senstransfer; Verbesserung der 
Vernetzung der Initiativen durch 
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len Mittel dafür im Landtag ein-
gefordert werden.

Unklar blieb, welche tatsäch-
liche Mehrheitsposition die Initia-
tivenvertreter/innen eingenommen 
haben, da kein abschließendes 
Stimmungs- oder gar Abstim-
mungsbild erstellt worden ist. Tat-
sächlich hatte der Berichterstatter 
den Eindruck, dass es hier noch 
deutliche Unterschiede gegeben 
hat, die allerdings nicht mehr the-
matisiert wurden. So ist etwa zu 
bezweifeln, dass das Statement von 
Benno Stahn („Initiative Blumen 
für Gudendorf“) zum Antifaschis-
mus und den Schwur von Buchen-
wald tatsächlich von allen Anwe-
senden getragen werden würde. 

Und dies weist auf einen zen-
tralen offenen Punkt des Web-
Portals hin, der aber entscheidend 
darauf Einfluss haben wird, was 
dort tatsächlich veröffentlicht 
werden wird und veröffentlicht 
werden darf: Wer soll der Rechte-
inhaber und damit faktisch der-
jenige sein, der die redaktionelle 
Oberhoheit über die einzustel-
lenden Inhalte hat? Dazu wurde 
sich auf der Veranstaltung nicht 
geäußert, doch ist die Frage zen-
tral für die weitere Zusammenar-
beit untereinander. 

Seitens des Vorstandes des 
Akens stellen sich an das oben skiz-
zierte Projekt eines Web-Portals 
noch weitere Fragen. Etwa danach, 
wer die Arbeit leisten soll? Zwar 
soll es technischen und hauptamt-
lichen Support geben, faktisch 

und verschiedene andere Mög-
lichkeiten, an Projektmittel zu 
kommen. Das letztere immer mit 
dem Problem einer zeitlichen Be-
fristung zu kämpfen haben, wurde 
bewusst nicht thematisiert.

Doch so interessant und dis-
kussionswürdig die 13 Punkte von 
Harald Schmid auch waren, soll 
an dieser Stelle kritisch angemerkt 
werden, dass sein Papier nicht im 
Vorwege den Teilnehmenden zur 
Verfügung gestellt worden war. 
Eine inhaltliche und fachliche 
Vorbereitung für eine gezieltere 
Diskussion beim Austauschtref-
fen war also nicht möglich, was 
sehr bedauerlich ist.

Im Abschluss-Statement von 
Harald Schmid betonte dieser, 
dass das Projekt die Hauptarbeit 
leisten muss und die Bedenken 
der Initiativen ins Konzept einflie-
ßen werden. Er regte zudem ein 
tatsächliches Vernetzungstreffen 
aller Geschichtsinitiativen und de-
ren Akteure (ähnlich wie die Lan-
desgedenkstätten-Tagung?) an. 

Der Landesbeauftragte für po-
litische Bildung hob hervor, dass 
eine Gängelung oder Bevormun-
dung der am Portal beteiligten 
Initiativen nicht beabsichtigt sei, 
diese seien selbst verantwortlich 
für ihre Texte, und dies würde 
respektiert werden. Er skizzierte 
abschließend den weiteren Zeit-
plan: Bis Mai 2020 soll das Kon-
zept überarbeitet und auf einem 
Nachfolgetreffen vorgestellt und 
beschlossen werden. Danach sol-
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kurrenz zum neuen „Virtuellen 
Haus der schleswig-holsteinischen 
Landesgeschichte“ gerät? 

Ein Web-Portal, das durch sei-
ne Anbieterstruktur die möglichst 
breite Mitbestimmung und Mit-
entscheidung aller Beteiligten si-
cherstellt und sich als Dachportal 
mit Verweis auf alle vorhandenen 
Angebote in Schleswig-Holstein 
versteht, könnte eine Chance für 
die Geschichtslandschaft darstel-
len. Je nachdem, wie das Web-
Portal aufgestellt wird und welche 
Akteure deren Inhalte bestimmen, 
wird sich in der Praxis eine kon-
struktive Mitarbeit einstellen oder 
diese unterbleiben. 

Der Vorstand des Akens wird 
die Entwicklung begleiten, sich in 
die Diskussion einbringen und da-
nach das weitere eigene Vorgehen 
entscheiden.           Frank Omland

hängt es aber doch am Engagement 
der regionalen Ehrenamtlichen, die 
zusätzlich zu ihren dortigen Aktivi-
täten Zeit für das neue Web-Portal 
aufbringen müssten. 

Zudem stellt sich die Motiva-
tionsfrage: Warum soll jemand 
vor Ort über die eigenen Sachen 
hinaus auch noch für Dritte aktiv 
werden? Denn es stellt sich die 
Frage nach dem Benefit, dem Ge-
winn für meine eigene Sache. Wie 
kann sichergestellt werden, dass 
die regionalen Akteure nicht in-
strumentalisiert werden? Wie kann 
die Marginalisierung der regio-
nalen Angebote vermieden werden 
(sprich: wenn deren regionalen 
Websites unattraktiver sind als das 
neue Portal, könnte sich ein Wert-
schätzungsproblem einstellen). 
Und wie kann sichergestellt wer-
den, dass das Portal nicht in Kon-

Authentische Verhörzellen der Gestapo – in 
Hamburg und Lübeck bedroht
Ein Diskurs über historische Stätten der NS-Herrschaft

Die Initiative Stolpersteine in Lü-
beck und das Willy-Brandt-Haus 
Lübeck luden im Rahmen der 
Reihe „Zeit des Erinnerns“ im 
Oktober 2019 zur Veranstaltung 
„...nicht über die Orte hinwegse-
hen!“ Der Rolle der Gestapozel-
len in Hamburg und Lübeck und 
die besondere Bedeutung der au-
thentischen Orte für das heutige 
Erinnern an die Verbrechen des 

NS-Regimes“ ein. Über 70 Anwe-
sende, darunter zahlreiche jüngere 
Menschen, konnte Dr. Bettina 
Greiner, die Leiterin des Willy-
Brandt-Hauses, begrüßen. 

Für die Initiative führte der 
Lübecker Historiker Dr. Wolfgang 
Muth, langjähriger Leiter der Ge-
schichtswerkstatt Herrenwyk, ins 
Thema ein. Er skizzierte kurz die 
Entwicklung mit dem Umgang der 
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Wolfgang Kopitzsch, der von 
einem vergleichbaren Projekt in 
Hamburg berichtete. Kopitzsch 
ist ein ausgesprochener Exper-
te für die Polizeigeschichte in 
Norddeutschland1 und ein aktiver 
Kämpfer für die Umgestaltung 
des Gedenkortes Stadthaus in 
Hamburg, der ehemaligen Gesta-
po-Zentrale. Ähnlich wie in Lü-
beck gibt es dort doch erhebliche 

ehemaligen Gestapozentrale in 
Lübeck und zeigte zum Vergleich 
Beispiele aus anderen Städten wie 
Köln, Düsseldorf, Osnabrück und 
Münster auf. Besonders die dor-
tige Villa ten Hompel empfahl er 
als eine gelungene Um- setzung 
eines zeitgemäßen wirkungsmäch-
tigen Gedenk- und Lernortes.

Im Anschluss folgte ein Vor-
trag des Hamburger Historikers 

Eingang des Lübecker Zeughauses, Sitz der Gestapo mit den „Verhörzellen“ im Keller

1. Keine Bilder des Vergessens – Hamburger Polizeibataillone im Zweiten Weltkrieg. Begleit-
broschüre zur Ausstellung in der Diele des Hamburger Rathauses. Mit einem Beitrag von 
Wolfgang Kopitzsch, Landespolizeischule Hamburg. Hamburg 1998. – Wolfgang Kopitzsch, 
Aus dem Alltag eines Polizeibeamten in der Endphase der Weimarer Republik. Auszüge aus 
dem Tagebuch des Polizeiwachtmeisters Walter Kopitzsch (3. Bereitschaft der Preußischen 
Schutzpolizei in Altona-Wandsbek) 1932–1933. In: Dirk Brietzke/Norbert Fischer/Arno Her-
zig (Hg.), Hamburg und sein norddeutsches Umland. Aspekte des Wandels seit der Frühen 
Neuzeit. Hamburg 2007, S. 305-321. – Wolfgang Kopitzsch, Polizeieinheiten in Hamburg in 
der Weimarer Republik und im Dritten Reich. In: Peter Nitschke (Hg.), Die Deutsche Polizei 
und ihre Geschichte. Hilden 1996, S. 139-167.
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bis 2009 an der Hamburger Po-
lizeischule, zuletzt als Leiter der 
Landespolizeischule. Von 2009 
bis 2012 war er Bezirksamtsleiter 
in Hamburg-Nord und bis zum 
Erreichen der Altersgrenze 2014 
Polizeipräsident der Freien und 
Hansestadt Hamburg. Seine Re-
cherchen zur NS-Geschichte der 
Polizei in Norddeutschland waren 
in verschiedenen Ausstellungen 
zu sehen. In Lübeck wurde 2002 
seine Ausstellung zur Geschichte 
des Polizeibataillons 307 und zum 
Einsatz dieser Lübecker Einheit 
während des Zweiten Weltkrieges 
gezeigt. Seit Jahren kämpft er für 

Hemmnisse und Widerstände, 
die seitens einer Initiative immer 
wieder kritisiert und in die Öf-
fentlichkeit getragen werden (vgl. 
www.foerderkreis-stadthaus.de)

Der Historiker Wolfgang Ko-
pitzsch stammt aus einer alten Po-
lizistenfamilie und hat selbst lange 
für die Polizei gearbeitet. Sein Va-
ter war preußischer Polizeibeam-
ter, tat Dienst als Bereitschaftspo-
lizist am so genannten „Altonaer 
Blutsonntag“ in der politisch 
aufgepeitschten Atmosphäre des 
Jahres 1932. 

Kopitzsch junior studierte Ge-
schichte, unterrichtete von 1979 

Zugang zu den „Verhörzellen“, in denen viele politische Häftlinge gefoltert wurden
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2. Das Stadthaus in Hamburg. Zentrum von Terror und Unterdrückung 1933–1945. Das 
Ringen um einen würdigen Gedenk und Lernort, herausgegeben von der Initiative Gedenkort 
Stadthaus. Hamburg 2019.
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Geschichtsort an diese Geschich-
te des Stadthauses. Und dieser 
Gedenk- und Lernort ist nun 
Stein des Anstoßes.

Kopitzsch berichtete zunächst, 
wie lange es in Deutschland über-
haupt gedauert hatte, bevor Orte 
des Terrors ins Bewusstsein der 
Gesellschaft gedrungen und letzt-
lich auch zu einer didaktischen 
Nutzung umgewidmet worden 
waren. Von den frühen Ansätzen 
im EL-DE-Haus in Köln über 
die NS-Dokumentationsstätten 
in München und Düsseldorf, die 
Topographie des Terrors in Berlin 
bis zu jüngsten Erinnerungsorten 
in Regensburg. 

Dann ging er näher auf seine 
Forschungen zum Lübecker Po-

einen würdigen Gedenkort im 
ehemaligen Gestapohauptquar-
tier von Hamburg.2  

Im so genannten Stadthaus 
am Neuen Wall / Stadthausbrü-
cke waren von 1933 bis 1943 
das Hamburger Polizeipräsidi-
um sowie die Staatspolizei- und 
Kriminalpolizeileitstellen unter-
gebracht. In dieser Zentrale des 
Terrors und der Gewalt organi-
sierte die Polizei die Verfolgung 
von politischen Gegnerinnen 
und Gegnern, Homosexuellen, 
Jüdinnen und Juden, Sintize und 
Sinti, Romnja und Roma, Zeugen 
Jehovas sowie weiteren Gruppen.

Seit 2018 erinnert eine von 
den derzeitigen Eigentümern der 
heutigen Stadthöfe eingerichteter 
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mobilien veräußert. Damals wur-
de auch der Gebäudekomplex des 
ehemaligen Stadthauses verkauft. 
Der Projektentwickler Quantum 
übernahm den Umbau des Kom-
plexes zu einem modernen Büro- 
und Geschäftshaus in bester Lage. 

Allen Beteiligten war klar, 
dass die neue Nutzung in einem 
spannungsgeladenen Verhältnis 
zur ehemaligen Nutzung des Ge-
bäudes stand. Nach dem Beispiel 
des „Hotel Silbers“ in der baden-
württembergischen Landeshaupt-
stadt sollte auch in der ehemaligen 
Hamburger Gestapozentrale eine 
angemessene Gedenkstätte einge-
richtet werden. 

lizeibataillon 307 ein, das an der 
Lohmühle stationiert war, und 
dessen grausames Wirken in den 
im Zweiten Weltkrieg von der 
deutschen Wehrmacht besetzten 
Gebieten in Osteuropa.3 

Schließlich zeigte er die Ent-
wicklung um die Bemühungen zur 
Einrichtung eines Gedenk- und 
Lernortes im Hamburger Stadt-
haus auf. Anfang der 2000er-Jah-
re, als eine Koalition aus CDU und 
der rechtspopulistischen Schill-
Partei schon einmal bedeutende 
Stimmanteile in der Hamburger 
Bürgerschaft hatten, wurden zum 
Zwecke der Haushaltskonsolidie-
rung in großem Stil städtische Im-

3. www.foerderkreis-stadthaus.de/doc/B307.pdf
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Polizeibehörde war ein Terror- 
und Unterdrückungsapparat. 

In den Räumen des ehemali-
gen Stadthauses wurden brutalste 
Vernehmungen, Folterungen 
und Tötungen durchgeführt. Am 
Haupteingang des Gebäudes fin-
det sich heute kein Hinweis auf 
seine ursprüngliche Funktion. 
Und auf der kleinen, versteck-
ten Ausstellungsfläche findet sich 
kein ausreichender Platz, die ganz 
Komplexität des staatlichen Un-
terdrückungs- und Verfolgungs-
apparates, die die Polizei darstell-
te, aufzuzeigen.

Die Vorläufer der Geheimen 
Staatspolizei war die Politische 
oder Staatspolizei. Nach der 
Gleichschaltung und der Einset-
zung eines Reichskommissars, 
was in den Hansestädten erst 
am 6. März 1933 geschah, wur-
de diese Abteilung umfangreich 
ausgebaut. Entlassungen gab es 
nur relativ wenige. Während des 
Krieges waren in Hamburg die 
rund 350 Beamten für den gesam-
ten Wehrkreis X – Schleswig-Hol-
stein mit Lübeck, Nordniedersa-
chen und Bremen – zuständig. Ein 
Schwerpunkt ihrer Arbeit war die 
Überwachung der zehntausenden 
von ausländischen Zwangsarbei-
terinnen und Zwangsarbeitern.

Die in den norddeutschen 
Städten Kiel, Neumünster, Lü-
beck, Hamburg, Bremen und Ol-
denburg aufgestellten Polizeiba-
taillone waren an zahlreichen 
Massenmorden in Osteuropa 

Um der Geschichte des Ge-
bäudes Rechnung zu tragen, wur-
de zugesagt, eine 750 qm große 
Fläche für eine Ausstellung zu 
Widerstand und Verfolgung zu 
reservieren. Diese vorgesehen 
Fläche wurde während der Um-
setzungsphase Stück für Stück re-
duziert, bis eine 50 qm große Flä-
che in einer Buchhandlung übrig 
bleib. Auch der Name der Hotels 
im Gebäudekomplex – „Tortue“, 
Schildkröte, das an „Torture“, 
Folter erinnert – zeigt wenig Sen-
sibilität. Massive Kritik von vielen 
Seiten prallte bei der Verwaltung 
und der Bürgerschaft ab. Und 
um es mit dem Worten des lang-
jährigen Leiters der Gedenkstätte 
Deutscher Widerstand in Berlin, 
Johannes Tuchel, zu sagen: „Man 
sollte es vermeiden, in einem 
„Schickimicki-Laden“ eine kleine 
Gedenkecke in einem Buchladen 
einzurichten.“ 

Kopitzsch ging im Folgenden 
tiefer auf die Rolle der Polizei im 
NS-Staat ein. Die Gestapo war 
integraler Bestandteil der Polizei. 
Das Polizeipräsidium in Hamburg 
war ebenso wie das in Bremen und 
Lübeck Sitz der Ordnungs- und 
Kriminalpolizei, aber auch des 
SD, der SS und der Gestapo. Er 
wies darauf hin, dass gerade die 
Kriminalpolizei in gleicher Weise 
wie die Gestapo beispielsweise 
Schutzhaftbefehle ausgestellt hat. 
„Die Polizei im NS-Staat war eine 
verbrecherische Organisation“, so 
Kopitzsch wörtlich. Die gesamte 
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Gefahr. Kopitzsch kritisierte fer-
ner die fehlende Haltung der 
Eigentümergemeinschaft des Ge-
bäudekomplexes, des Deutschen 
Ärzteversorgungswerkes in Meck-
lenburg-Vorpommern und Nie-
dersachsen, das sich bisher in kei-
ner Weise mit der Geschichte des 
Hauses auseinandergesetzt hat. 
Kritik an der Neugestaltung des 
Gebäudes mit historisierenden 
Gittern, die an ein Gefängnis er-
innern, fand kein Gehör. 

Es wurde auch die Frage ge-
stellt, warum überhaupt erst so 
spät eine Diskussion über den 
Umgang mit dieser Baulast be-
gonnen wurde. Offensichtlich war 
es zuvor nie der Wunsch von Po-
litik und Verwaltung, hier tätig zu 
werden. Diese Frage wurde dann 
auch auf den Standort Lübeck 
übertragen. 

Das Zeughaus war bis in die 
1970er-Jahre das Lübecker Poli-
zeipräsidium. Seit 1985 befindet 
sich an der Nordseite des Zeug-
hauses eine Gedenktafel, die an 
die Verfolgung und Ermordung 
Lübecker Bürger durch die Ge-
stapo erinnert. Unmittelbar neben 
dem Eingang zum Dom befinden 
sich die Luftschächte zu den Ge-
stapozellen. Hier befindet sich ein 
authentischer Täter-Ort, vielleicht 
der letzte, der für die historisch-
politische Bildung genutzt werden 
könnte. 

Abschließend wurde die Not-
wendigkeit des Erhalts solcher 
Orte für das Erinnern themati-

beteiligt. Alle diese Bereiche be-
dürfen einer gebührenden Dar-
stellung. Und an eine Vermittlung 
dieser Inhalte wurde bisher über-
haupt nicht gedacht. 

Kopitzsch hielt ein flammen-
des Plädoyer für Gedenkorte zur 
Gestapo. Er resümierte, zu Ham-
burg, Kiel und Schleswig-Holstein 
gibt es mittlerweile zahlreiche Stu-
dien zur Geschichte der Polizei, in 
Lübeck entsteht gerade eine ent-
sprechende Untersuchung. Dafür 
brauchen wir Orte, an denen die 
Erkenntnisse gezeigt werden kön-
nen und an denen man ein Gefühl 
für die Auswirkungen von Gewalt 
entwickeln kann. 

Gedenk- und Lernorte sind 
für unsere Gesellschaft von gro-
ßer Bedeutung. Die Bürgerinnen 
und Bürger unserer Städte sind 
interessiert und in vielerlei Hin-
sicht an unserer Gedenkkultur 
beteiligt. Dieses muss man jetzt 
nutzbar machen und solche Pro-
jekte unbedingt und zügig beför-
dern. Und man muss verhindern, 
dass die letzten Spuren beseitigt 
werden.

Zur Diskussion

In der anschließenden Diskussion 
wurde der Referent nach seiner 
Einschätzung über die Entwick-
lung rechter Tendenzen in der 
Gesellschaft und speziell inner-
halb der Polizei gefragt. Seinen 
Einblicken nach bestehe da leider 
durchaus eine ernstzunehmende 
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Die Erfahrungen aus Ham-
burg sind für Lübeck nichts desto 
weniger wertvoll, und sie unter-
streichen die Bedeutung, den au-
thentischen Tatort Zeughaus un-
bedingt zu erhalten und zu einem 
ordentlichen Gedenk- und Lern-
ort auszubauen. Diese einmalige 
Chance dürfe man auf keinen Fall 
verspielen.

Die Initiatoren des Gedenkor-
tes Gestapozellen in Lübeck ha-
ben mittlerweile mit dem Bürger-
meister, der Verwaltung und den 
in der Bürgerschaft vertretenen 
Parteien eingehend gesprochen 
und für ihre Idee geworben. Im 
Kulturausschuss wurde ein Be-
schluss gefasst, die Zellen dauer-
haft zu erhalten und zugänglich 

siert. Der authentische Ort der 
Gewalt ist als solcher nicht nur 
ungemein wichtig, sondern für 
das Gedenken, das Erinnern und 
die Vermittlung schlicht unver-
zichtbar.

Resümee

Kopitzsch erzählte lebhaft und 
unterhaltsam, aber auch sehr 
sprunghaft; das Format einer 
Podiumsdiskussion wäre sicher 
eine geeignetere Form für diesen 
Abend gewesen. Die Zuhörer er-
fuhren letztlich wenig über die 
Entwicklung zur Entstehung des 
Gedenkortes Stadthaus, und vor 
allem leider recht wenig über des-
sen Rolle für das heutige Erinnern.

Hintereingang des Zeughauses, im Boden rechts der Luftschacht einer Verhörzelle
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am Schluss mehr als nur eine klei-
ne Gedenktafel an einer Außen-
mauer herausspringt.

Christian Rathmer,
Initiative Stolpersteine für Lübeck

zu machen, und die Kulturverwal-
tung hat das Archiv beauftragt, 
die Bedeutung des Ortes zu do-
kumentieren. Man kann jetzt nur 
hoffen, dass bei den Bemühungen 

Von der Schwierigkeit, den Überblick zu behalten
Publikationen und Veranstaltungen zum 100. Jubiläum 
der Novemberrevolution 1918

2018 fanden in Norddeutschland 
an vielen Orten Ausstellungen und 
politische sowie kulturelle Veran-
staltungen zum 100. Jahrestag der 
Novemberrevolution 1918 statt. 
Wir nehmen dies zum Anlass, alle 
Publikationen bzw. wichtige Ver-
anstaltungen in einem Überblick 
zu präsentieren, von denen wir er-
fahren haben, und am Ende dieses 
Berichts in einer Literaturüber-
sicht zusammenzutragen.

Im Mittelpunkt des Gedenk-
jahres nördlich der Elbe1 standen 
Hamburg und Kiel, wo jeweils 
mit öffentlichen Vorlesungsreihen 
bzw. wissenschaftlichen Tagungen 
und Ausstellungen in den dor-
tigen Museum (bis hin zu einer 
schleswig-holsteinischen Wan-
derausstellung) das Thema um-
fassend präsentiert, vielfach dis-
kutiert oder einfach konsumiert 
werden konnte. Hinzu kamen 
eine schwer überschaubare An-
zahl von regionalen Publikationen 
und Aufsätzen, die angesichts der 

Erscheinungsrhythmen diverser 
Jahrbücher auch jetzt noch nicht 
alle vorliegen. 

Den ersten Aufschlag hat 
der Berichterstatter in Hamburg 
wahrgenommen, wo eine wissen-
schaftliche Tagung schon im Juni 
2017, also weit vor Beginn der 
eigentlichen Ausstellung zur No-
vemberrevolution, das Thema von 
verschiedenen Seiten beleuchtete 
[Gedenkjahr-Auswahl Nr. 1, s.u., 
im Folgenden als Nummern an-
gegeben]. Die meisten der dama-
ligen Vorträge flossen ergänzt um 
weitere Materialien und Themen 
in den Begleitkatalog zur Ham-
burger Ausstellung „Revolution! 
Revolution?“ ein [4]. Die Stärken 
dieses Vorgehens zeigen sich in 
der Auswahl der Aufsätze, die von 
zentralen Überblicken (u.a. Gallus 
zu Umbrüchen und Transformati-
on) über Einblicke in norddeut-
sche Regionen (zu Kiel, Bremen, 
Wilhelmshaven, Lübeck) bis hin 
zu diversen Hamburger Schwer-

1. Die Veranstaltungen und Publikationen in Niedersachsen und Bremen oder auch Mecklen-
burg-Vorpommern finden hier keine Berücksichtigung. In den Online-Katalogen der einschlä-
gigen Universitäten finden sich hierzu viele Hinweise.
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der Stadtteil-Geschichtswerkstät-
ten [10] – zuallererst ist hier die 
Geschichtswerkstatt St. Georg mit 
einem 24 Veranstaltungen (!) um-
fassenden Programm zu nennen 
[11] – sowie einzelner größerer 
und kleinerer Gedenk- und Aus-
stellungsprojekte, bspw. im sehr 
bürgerlichen Stadtteil Blankenese 
unter dem leicht sperrigen Titel 
„Blankenese 1918. Verstörung. 
Revolution. Nachwirkung“, die 
ebenfalls in eine Publikation ein-
geflossen ist [12], oder eine inhalt-
liche Ergänzung zur Novemberre-
volution in der Dauerausstellung 
zur ehemaligen Viktoria-Kaserne 
in Altona seitens des Akens e.V.3

In Schleswig-Holstein stand 
mit Kiel der Hauptort des Ma-
trosenaufstandes im Mittelpunkt. 
Ähnlich wie in Hamburg mit 
einem universitären Begleitpro-
gramm [15], einer Ausstellung 
im Schifffahrtsmuseum sowie der 
oben genannten Wanderausstel-
lung, die an verschiedene Orten 
gezeigt wurde. Schon im Vorwege 
hatte die Gesellschaft für Kieler 
Stadtgeschichte die neue zentra-
le Veröffentlichung von Martin 
Rackwitz zur Novemberrevoluti-
on [16a], verschiedene Aufsätze 
in ihren Mitteilungen [16b] sowie 

punkten (Kultur, Universität, 
Frauen, Eliten, Gewalt) reichen 
und durch Recherchen zur Aus-
stellung sinnvoll ergänzt wurden 
(u.a. Überblicke zur Struktur des 
stellv. Generalkommandos oder 
auch zu den wichtigsten Militär-
standorten). Die größte Schwäche 
bleibt hingegen, dass die Darstel-
lung der ersten freien Wahlen le-
diglich als ein Unterpunkt beim 
Thema Frauen (Stichwort: Frau-
enwahlrecht) und im Abschnitt 
„Bilder der Revolution“ durch 
eine Vielzahl von Wahlplakaten 
präsentiert wird. Ein eigenstän-
diger Beitrag wäre hier von Nöten 
gewesen, konnte leider aber erst 
später berücksichtigt werden.2

Ein zusätzlicher Band mit 
biografischen Porträts [5], zwei 
didaktische Broschüren zu Ham-
burg bzw. Altona [6, 7] sowie eine 
Graphic Novel [8], sprich einen 
Comic (!) seitens der Landeszen-
trale für politische Bildung, die 
die Ereignisse für Schüler/innen 
aufbereiteten, ein Theaterstück 
[9] sowie eine weitere (!) Vorle-
sungsreihe zur Revolution [3, 2] 
belegen, wie intensiv man sich in 
Hamburg mit der Novemberrevo-
lution befasst hat. Hinzu kamen 
eine Vielzahl von Veranstaltungen 

2. Die Veröffentlichung von Frank Omland zu den ersten Wahlen in Hamburg erschien erst 
2019 [14], doch zumindest konnte dessen Vortrag noch in die zweite Reihe der Universität 
integriert werden: „Wahlen und Wählerwanderungen in Hamburg zu Beginn der Weimarer 
Republik. Eine (statistische) Analyse der ersten drei demokratischen Urnengänge 1919 und 
1920“ [3].
3. Die neun Tafeln befinden sich an der Bodenstedtstraße 16, am Hintereingang des Geländes 
des Blocks III der ehemaligen Viktoria-Kaserne. Autor: Frank Omland.
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Lernen, die Ausbildung eines re-
flektierten individuellen und kol-
lektiven Geschichtsbewusstseins 
ins Hintertreffen geraten zu sein. 
[...] Das zentrale Ziel einer didak-
tisch ambitionierten Geschichts-
vermittlung, nämlich Geschichte 
als Denkprozess darzustellen, 
scheint mir im Reigen der Kieler 
Angebote zur Geschichte von Ma-
trosenaufstand und Revolution im 
Jahr 2018 nur selten angestrebt 
wurden zu sein.“4 Es ist zu vermu-
ten, dass Schwabe und Fröhlich 
diese Kritik auch an vielen Er-
eignissen außerhalb Kiels so oder 
ähnlich äußern würde, denn die 
im Aufsatz genannten Probleme 
tauchten nicht nur in Kiel bzw. 
Schleswig-Holstein auf.

Die einzige weitere Monogra-
fie zu einem Ort in Schleswig-
Holstein hat es meines Wissens 
für Flensburg gegeben; hier hat 
die Gesellschaft für Flensburger 
Stadtgeschichte einen Band he-
rausgegeben. Harald Hohnsbein 
schloss dabei indirekt an seine 
frühere Publikation über den 
Beginn des Ersten Weltkriegs an: 
„1918. Kriegswahrnehmung und 
Revolution in Flensburg“ [20].

Im Vor- und Nachwege zum 
Gedenkjahr zur Novemberre-
volution waren die Herausgeber 
der Demokratischen Geschichte 
schon mit der Ausgabe 27 und 

den 53-minütigen Film „In Kiel 
ist Revolution!“ von Kay Gerdes 
und Klaus Kuhl ermöglicht [17]. 
Interessanterweise schneidet 
der Ausstellungskatalog für Kiel 
im Vergleich zu Hamburg nicht 
schlechter ab, sowohl was die 
Themenvielfalt als auch manche 
einzelne Bearbeitung angeht. In 
acht Hauptkapiteln werden insge-
samt 30 Themen behandelt: vom 
Weg in die Revolution über die 
konkreten Ereignissen in Kiel, die 
Ausweitung im norddeutschen 
Raum, den politischen Hinter-
gründen und Auswirkungen, 
der männlichen Gewalt, den 
demokratischen Wahlen, Kunst 
und Kultur sowie der Rezepti-
onsgeschichte, einschließlich des 
Wandels in der Bewertung durch 
die Kieler Stadtpolitik [18, 19]. 
Gleichzeitig konnte die Ausstel-
lung sowohl von der museums- 
pädagogischen Betreuung als auch 
von der Präsentation mit der auch 
mit einigen Stärken und Schwä-
chen daher kommenden Hambur-
ger Ausstellung nicht mithalten. 
Dementsprechend verwundert 
die Kritik von Astrid Schwabe 
und Martin Fröhlich in der De-
mokratischen Geschichte 29 [22] 
an der Eventisierung und unpro-
blematischen Selbstbestätigung 
gegenwärtiger Akteure nicht: 
„Dabei scheint mir das historische 

4. Astrid Schwabe mit Martin Fröhlich. Erinnerungen an 1918 in Kiel. Schlaglichter auf die 
regionale Geschichtskultur im Gedenkjahr 2018. In: Demokratische Geschichte 29 (Malente 
2018), S. 171-197. Hinweis: Die DG erscheint immer erst im Mai des darauffolgenden Jahres, 
sprich der Band wurde 2019 publiziert.
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es aber die Redaktion der ZSHG 
an einem guten Lektorat fehlen 
lassen. Da Lübcke lediglich die 
Aktennummer im Militärarchiv 
nennt, fällt die Einordnung der 
genannten Quellen, insbesondere 
von Zeitzeugenaussagen des betei-
ligten Militärs, häufig sehr schwer 
und ist zum Teil faktisch unmög-
lich, da Lübcke selten beschreibt, 
in welchem (zeitlichen) Kontext 
das Zitierte niedergeschrieben 
wurde, so dass sich nachträgliche 
Bewertungen, Selbststilisierungen 
und zeitgenössische Berichte 
schwer voneinander unterscheiden 
lassen. Und das Finden der Quelle 
in den zum Teil sehr umfangreichen 
Akten dürfte auch erschwert sein, 
wenn Adressaten und Autoren der 
Quelle nicht wenigstens in Kurz-
form genannt werden. 

Ein Sammelband der Ausätze 
zu sechs norddeutschen Städten 
umfasst (Kiel, Lübeck, Bremen, 
Hamburg, Rostock und Lüne-
burg), ist im Rahmen der Reihe 
„Historische Demokratiefor-
schung“ erschienen [29]. Heraus-
geber Detlef Lehnert führt dabei 
in einer Einleitung zur Begrün-
dung der Städteauswahl unter an-
deren die relative räumliche Nähe 
zu Kiel an und verweist ansonsten 
auf einen Nachfolgeband, der 
Preußen in den Blick nehmen soll. 
Wie bei Lehnert zu erwarten, kon-
zentriert sich dessen Aufsatz zu 
Lübeck auf die Analyse der Zei-
tungsquellen, was ebenfalls in der 
Einleitung begründet wird. Und 

dem dort gewählten Titelbild ak-
tiv. Sie machten damit auf einen 
Schwerpunkt im Folgeband 28 
aufmerksam und nahmen in einer 
Art Vorwort zur Einordnung des 
Titelbildes ihre Sichtweise auf das 
Ereignis vorweg. 

Da die DG immer im April/
Mai nach dem angegebenen Er-
scheinungsdatum des Bandes 
publiziert wird, wurde die DG 
28 (2017) also praktisch mit dem 
Beginn der Ausstellung in Kiel 
auf den Markt gebracht [21]. Mit 
dem 100-seitigen, quellengesät-
tigtem Beitrag von Uwe Danker 
und Robert Bohn „Vom Matro-
senaufstand in Kiel zur Deut-
schen Revolution“ ergänzten die-
se inhaltlich die dann folgenden 
Publikationen. Es folgte ein um-
fangreicher Aufsatz zu Preetz 
(Gehrke) und dann in der DG 29 
(2018) zu Segeberg (Braas) sowie 
die oben schon zitierte Kritik von 
Schwabe [22].

Auch in der Zeitschrift für 
Schleswig-Holsteinische Geschich-
te wurde mit „Sechs Tage im No-
vember. Eine Rekonstruktion des 
Kieler Matrosenaufstandes und 
seiner Verbreitung in Schleswig-
Holstein“ (Lübcke) ein haupt-
sächlich auf Quellen des Militär-
archivs in Freiburg gestützter 
Aufsatz veröffentlicht [23], der 
zusammen mit dem Buch von 
Martin Rackwitz und dem Auf-
satz von Bohn/Danker in der DG 
den jeweils neuesten Forschungs-
stand darstellen dürfte. Leider hat 
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profund – für Schleswig gleichtut 
[27]. Ergänzend soll hier noch auf 
den Aufsatz von Julian Freche zu 
Lübeck verwiesen werden, der im 
Hamburger Ausstellungskatalog 
erschienen ist [28].

Es ist zu vermuten, dass im 
Laufe der nächsten Zeit auch noch 
in anderen Jahrbüchern der jewei-
ligen Heimatvereine Aufsätze er-
scheinen, die sich mit bestimmten 
Orten und den dortigen Bezügen 
zur Novemberrevolution befassen. 
Zudem geht der Berichterstatter 
davon aus, dass er einige Aufsät-
ze und Publikationen, geschweige 
denn kleinere Ausstellungen und 
Veranstaltungen schlichtweg nicht 
wahrgenommen hat. Über ent-
sprechende Rückmeldungen wür-
de er sich deshalb freuen. 

Es wäre lohnenswert, die ge-
nannten Veröffentlichungen und 
die Forschungsstände nach den 
großen Ausstellungen zusammen-
fassend zu bewerten. Es bleibt 
eine Vermutung, dass sich da-
durch das eine oder andere Bild 
zu den Auswirkungen der Revo-
lution im ländlichen und städ-
tischen Raum Schleswig-Holsteins 
verändern könnte.

Frank Omland

wie immer bei Sammelbänden 
ist es bedauerlich, dass die Au-
toren vor der Publikation natür-
lich nichts von den Inhalten der 
anderen Autoren (alles Männer!) 
wissen konnten, so dass praktisch 
nur wenig bis gar nicht auf deren 
Schlussfolgerungen oder Hypo-
thesen Bezug genommen werden 
konnte.

Zu guter Letzt publizierten 
die regionalen Jahrbücher in den 
Kreisgebieten eine Reihe von Auf-
sätzen, die sich auf unterschied-
lichem Niveau mit den lokalen Er-
eignissen auseinandersetzen: Eher 
unbekannt dürfte den meisten 
sein, dass mit Wilhelm Dittmann 
(USPD) ein Mitglied des Rats 
der Volksbeauftragten Eutiner 
Wurzeln hat. Jörg Wollenberg hat 
dies zum Anlass genommen, die 
Biografie Dittmanns auf die regi-
onalen Bezüge hin zu untersuchen 
[24]. Von ihm stammt auch ein 
Aufsatz zur Novemberrevolution 
in Elmshorn [25]. Wie immer ist 
im Kreis Herzogtum Lauenburg 
Hansjörg Zimmermann sehr um-
triebig und hat sich der Geschich-
te Ratzeburgs in der Revolution 
angenommen [26], während es 
ihm Matthias Schartl – wie immer 

Gedenkjahr 2019 zur Novemberrevolution in Hamburg, Kiel und Schleswig-Holstein

[1] Revolution 1918/19 in Hamburg. Ereignisse, Vergleiche und Bewertungen. Symposi-
um am 29./30.6.2017 im Museum für Hamburgische Geschichte.
[2] Andocken 16. Revolution! Revolution? Die Novemberrevolution 1918/19 in Hamburg 
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